
 

 

 

 

123fahrschule SE 

 

ISIN: DE000A2P4HL9 

WKN: A2P4HL 

 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: 123F52025AGM 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung  

am 6. Mai 2025 

 

Hiermit laden wir die Aktionärinnen und Aktionäre unserer Gesellschaft zu der am 6. Mai 2025 um 

10:00 Uhr (MESZ) in den Räumlichkeiten des  

Bürgerhauses Stollwerck, Dreikönigenstr. 23, 50678 Köln 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein.  

Bitte beachten Sie insbesondere die Regelungen zur weiterhin erforderlichen Anmeldung zur 

Hauptversammlung sowie die Hinweise am Ende dieser Einladung.  

 

  



 

 

1 TAGESORDNUNG 

TOP 1:  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der 123fahrschule SE und des gebilligten 

Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2024, des Lageberichts für die 

123fahrschule SE und den Konzern sowie des Berichts des Aufsichtsrats über das 

Geschäftsjahr 2024 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss am 25. März 2025 gebilligt. Damit 

ist der Jahres- und der Konzernabschluss festgestellt. Entsprechend den §§ 172, 173 AktG ist zum 

Tagesordnungspunkt 1 daher keine Beschlussfassung vorgesehen. Die unter diesem 

Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen sind der Hauptversammlung zugänglich zu machen. 

Die vorgenannten Unterlagen sind ab dem Tag der Veröffentlichung dieser Einberufung im Internet 

unter 

https://www.123fahrschule.de/investor-relations 

zugänglich und liegen während der Hauptversammlung zur Einsichtnahme aus. 

TOP 2:  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglied des 

Vorstands Boris Polenske für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen.  

TOP 3:  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern des 

Aufsichtsrats jeweils für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen. 

TOP 4: Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und Konzern-

abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die MORISON Köln AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und 

Steuerberatungsgesellschaft mit Sitz in Köln zum Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer 

für das Geschäftsjahr 2025 zu bestellen. 

TOP 5: Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2024, die 

Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals (Genehmigtes Kapital 

2025) und entsprechende Satzungsänderung 

In der Hauptversammlung vom 16. April 2024 wurde ein genehmigtes Kapital in Höhe von 

EUR 2.437.780,00 (Genehmigtes Kapital 2024) geschaffen. Das Genehmigte Kapital 2024 beträgt 

nach teilweiser Inanspruchnahme noch EUR 1.755.038,00. Es soll nach zwischenzeitlichen 



 

 

Erhöhungen des Grundkapitals auf EUR 5.558.302,00 aufgehoben und durch ein neues genehmigtes 

Kapital ersetzt werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

5.1 Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2024 

Das von der Hauptversammlung am 16. April 2024 unter Tagesordnungspunkt 5 beschlossene 

Genehmigte Kapital 2024 in Höhe von nunmehr EUR 1.755.038,00 nach Maßgabe von § 5 Abs. 3 der 

Satzung wird mit Wirksamwerden des unter nachstehender Ziffer 5.2 vorgeschlagenen Genehmigten 

Kapitals 2025 aufgehoben. 

5.2 Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2025 

Das aktuelle genehmigte Kapital (§ 5 Abs. 3 der Satzung, Genehmigtes Kapital 2024) wurde 

zwischenzeitlich teilweise ausgenutzt.  

Damit Vorstand und Aufsichtsrat auch künftig in der Lage sind, ein umfassendes genehmigtes Kapital 

zur Stärkung der Eigenmittel einsetzen zu können und dabei sowohl auf Bar- als auch auf 

Sachkapitalerhöhungen zurückgreifen können, soll ein Genehmigtes Kapital 2025 geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor, ein neues Genehmigtes Kapital 2025 zu schaffen und 

§ 5 Abs. 3 der Satzung entsprechend anzupassen.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das Grundkapital der Gesellschaft 

bis zum 5. Mai 2030 durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen, ganz oder in Teilbeträgen, einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 

EUR 2.779.151,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025). Die neuen Aktien sind grundsätzlich den 

Aktionären zum Bezug (auch im Wege des mittelbaren Bezugs gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG) 

anzubieten. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der 

Aktionäre insbesondere in folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 

(a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;  

(b) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs 

von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder anderen 

Vermögensgegenständen oder Rechten; 

(c) bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 

bestehenden Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags nicht 

wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 



 

 

AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar 

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 

Auf diese Begrenzung auf 20 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter und entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden oder die (ii) zur 

Bedienung von Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- und/oder 

Optionsrechten oder Wandlungs- und/oder Optionspflichten ausgegeben werden oder 

ausgegeben werden können, sofern diese Finanzinstrumente nach dem Wirksamwerden dieser 

Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 

Bezugsrechts ausgegeben werden; 

(d) bei Barkapitalerhöhungen, soweit es erforderlich ist, um Inhabern der von der Gesellschaft oder 

von Konzerngesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich 

beteiligt ist, begebenen Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- und/oder 

Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien der 

Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder 

Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht oder nach Ausübung 

einer Ersetzungsbefugnis der Gesellschaft als Aktionär zustehen würde; 

(e) zur Gewährung einer sogenannten Aktiendividende (Scrip Dividend), bei der den Aktionären 

angeboten wird, ihren Dividendenanspruch (ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen 

Gewährung neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital in die Gesellschaft einzulegen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, den weiteren Inhalt der Aktienrechte, 

die Einzelheiten der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den 

Ausgabebetrag, festzulegen.  

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 

Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2025 entsprechend dem 

Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2025 oder nach Ablauf der 

Ermächtigungsfrist anzupassen. 

5.3 Satzungsänderung 

§ 5 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neugefasst: 

„Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis 

zum 5. Mai 2030 durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen, ganz oder in Teilbeträgen, einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 

EUR 2.779.151,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025). Die neuen Aktien sind grundsätzlich den 

Aktionären zum Bezug (auch im Wege des mittelbaren Bezugs gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG) 

anzubieten. 



 

 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der 

Aktionäre insbesondere in folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 

(a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

(b) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs 

von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder anderen 

Vermögensgegenständen oder Rechten; 

(c) bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 

bestehenden Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags nicht 

wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar 

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 

Auf diese Begrenzung auf 20 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter und entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden oder die (ii) zur 

Bedienung von Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- und/oder 

Optionsrechten oder Wandlungs- und/oder Optionspflichten ausgegeben werden oder 

ausgegeben werden können, sofern diese Finanzinstrumente nach dem Wirksamwerden dieser 

Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 

Bezugsrechts ausgegeben werden; 

(d) bei Barkapitalerhöhungen, soweit es erforderlich ist, um Inhabern der von der Gesellschaft oder 

von Konzerngesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich 

beteiligt ist, begebenen Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- und/oder 

Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien der 

Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder 

Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht oder nach Ausübung 

einer Ersetzungsbefugnis der Gesellschaft als Aktionär zustehen würde; 

(e) zur Gewährung einer sogenannten Aktiendividende (Scrip Dividend), bei der den Aktionären 

angeboten wird, ihren Dividendenanspruch (ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen 

Gewährung neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital in die Gesellschaft einzulegen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte, 

die Einzelheiten der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den 

Ausgabebetrag, festzulegen.  

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 

Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2025 entsprechend dem 



 

 

Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2025 oder nach Ablauf der 

Ermächtigungsfrist anzupassen." 

TOP 6 Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden und Erteilung einer neuen 

Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen (oder 

Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des 

Bezugsrechts, über die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2025/II sowie über die 

entsprechende Änderung der Satzung 

In der Hauptversammlung am 27. Juni 2022 wurde eine Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 

und/oder Wandelschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) beschlossen, 

wonach der Vorstand ermächtigt wurde, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 26. Juni 2027 auf 

den Inhaber oder auf den Namen lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen im 

Gesamtbetrag von bis zu EUR 30.000.000,00 auszugeben und den Gläubigern bzw. Inhabern von 

Schuldverschreibungen Wandlungsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von bis zu EUR 1.027.723,00 nach näherer Maßgabe der jeweiligen 

Wandelanleihebedingungen zu gewähren. Von dieser Ermächtigung wurde im Februar 2025 teilweise 

Gebrauch gemacht und unter Gewährung des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bareinlagen 

1.027.723 Wandelschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 3.391.485,90 mit 

Fälligkeit im Jahr 2030 und Wandlungsrecht in insgesamt bis zu 1.027.723 Stückaktien begeben. Zur 

Erfüllung von Wandlungsrechten unter den im Februar 2025 begebenen 

Wandelschuldverschreibungen wird das gesamte bestehende Bedingte Kapital 2022/II in Höhe von 

EUR 1.027.723,00 benötigt.   

Dem Vorstand steht daher für eine Begebung von weiteren Wandelschuldverschreibungen und/oder 

Optionsschuldverschreibungen unter der vorgenannten Ermächtigung das Bedingte Kapital 2022/II 

nicht mehr zur Verfügung. Aus diesem Grund soll eine neue Ermächtigung mit einem maximalen 

Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen von EUR 20.000.000,00 beschlossen und gleichzeitig 

soll für die neue Ermächtigung ein damit zusammenhängendes bedingtes Kapital 2025/II mit einem 

Umfang von EUR 1.556.523,00 geschaffen werden. Die Ermächtigung vom 27. Juni 2022 soll im 

Rahmen dieses Beschlusses in der noch bestehenden Höhe aufgehoben werden. Die Gesellschaft soll 

auch künftig in der Lage sein, Wandel- und/ oder Optionsschuldverschreibungen zur Finanzierung der 

Gesellschaft in einem marktüblichen Umfang und mit der Möglichkeit einer bezugsrechtsfreien 

Begebung einzusetzen. 

Das Grundkapital der Gesellschaft wurde zwischenzeitlich erhöht und beträgt EUR 5.558.302,00, 

eingeteilt in eine gleichlautende Anzahl an auf den Inhaber lautende Stückaktien. Nach den 

gesetzlichen Vorschriften steht ein Betrag von höchstens 60 % hiervon für bedingte Kapitalia zur 

Verfügung, wobei der Betrag des bedingten Kapitals zum Zweck der Gewährung von Umtausch- oder 

Bezugsrechten auf Grund von Wandelschuldverschreibungen 50% des bestehenden Grundkapitals 

nicht überschreiten darf. Dies vorausgeschickt sowie unter Berücksichtigung (i) des bestehenden 

Aktienoptionsprogramms 2021 mit Unterlegung durch das bedingtes Kapital 2021/I in Höhe von 



 

 

EUR 181.448,00, (ii) des bestehenden Aktienoptionsprogramms 2022 mit Unterlegung durch das 

bedingte Kapital 2022/I in Höhe von EUR 38.552,00, (iii) des bestehenden Aktienoptionsprogramms 

2023 mit Unterlegung durch das bedingte Kapital 2023/I in Höhe von EUR 90.735,00, (iv) der 

ausstehenden Wandelschuldverschreibungen mit Unterlegung durch das bedingte Kapital 2022/II in 

Höhe von EUR 1.027.723,00, und (v) des unter Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung 

vorgeschlagenen Aktienoptionsprogramms 2025 mit Unterlegung durch das ebenfalls unter 

Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen bedingten Kapitals 2025/I in Höhe von 

EUR 440.000,00, verbleibt für die Unterlegung der vorgeschlagenen Ermächtigung zur Ausgabe von 

Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) ein 

bedingtes Kapital in Höhe von EUR 1.556.523,00.  

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Entwicklung der 

Gesellschaft. Durch die Schaffung der Möglichkeit zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 

und/oder Optionsschuldverschreibungen vergrößert die Gesellschaft das Spektrum von möglichen 

Finanzierungsalternativen im Falle eines Bedarfs an liquiden Mitteln oder zusätzlichem Kapital.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

6.1 Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente)  

Die von der Hauptversammlung am 27. Juni 2022 unter Tagesordnungspunkt 7 erteilte Ermächtigung 

zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) wird mit Wirksamwerden der unter nachstehender Ziffer 6.2 vorgeschlagenen 

Ermächtigung und des Bedingten Kapitals 2025/II in der bestehenden Höhe aufgehoben.  

6.2 Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen (oder 

Kombinationen dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts auf diese 

Instrumente 

(a) Allgemeines 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 5. Mai 2030 einmalig 

oder mehrmals, auch gleichzeitig in mehreren Tranchen, auf den Inhaber oder auf den Namen 

lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen (zusammen 

„Schuldverschreibungen“) im Gesamtbetrag von bis zu EUR 20.000.000,00, jeweils mit oder 

ohne Laufzeitbeschränkung, zu begeben, die nach näherer Maßgabe der jeweiligen 

Bedingungen der Optionsschuldverschreibungen („Optionsbedingungen“) Optionsrechte 

gewähren oder Optionspflichten vorsehen bzw. die nach näherer Maßgabe der jeweiligen 

Bedingungen der Wandelschuldverschreibungen („Anleihebedingungen“) Wandlungsrechte 

gewähren oder Wandlungspflichten vorsehen, und zwar auf insgesamt bis zu 1.556.523 auf 

den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 



 

 

Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 1.556.523,00. Die Schuldverschreibungen können 

außer in Euro – unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert – in jeder 

gesetzlichen Währung eines OECD-Landes ausgegeben werden. Die Schuldverschreibungen 

können gegen Barleistung ausgeben werden. Daneben können Schuldverschreibungen auch 

gegen Sachleistung, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Beteiligungen 

an Unternehmen, Unternehmensteilen, Forderungen, Patenten und Lizenzen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen, ausgegeben werden, wenn deren Wert mindestens dem 

Ausgabebetrag der Schuldverschreibungen entspricht. 

Die Schuldverschreibungen können auch durch mit der Gesellschaft im Sinne von §§ 15 ff. 

AktG verbundene Unternehmen im In- und Ausland begeben werden („Konzerngesellschaft“). 

Für den Fall der Begebung durch eine Konzerngesellschaft wird der Vorstand ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen 

zu übernehmen und den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte bzw. 

den Inhabern von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte oder Optionspflichten auf 

Aktien der Gesellschaft zu gewähren bzw. aufzuerlegen. 

(b) Options- und Wandelschuldverschreibungen  

Die Schuldverschreibungen werden in Teilschuldverschreibungen eingeteilt. Im Falle der 

Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder 

mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber oder Gläubiger nach näherer Maßgabe der 

vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen zum Bezug von auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien der Gesellschaft berechtigen bzw. im Falle von Optionspflichten zum Bezug der 

Aktien der Gesellschaft verpflichten. Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass der 

Optionspreis auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine 

bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je (Teil-

)Optionsschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag dieser (Teil-

)Optionsschuldverschreibung nicht überschreiten. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, 

kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Options- und 

Anleihebedingungen, gegebenenfalls durch Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert 

werden können. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl auf- oder 

abgerundet werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt 

und/oder in Geld ausgeglichen werden; ferner kann die Leistung einer baren Zuzahlung 

vorgesehen werden. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten bei auf den Inhaber 

lautenden Schuldverschreibungen die Inhaber, ansonsten die Gläubiger der 

Teilschuldverschreibungen, das Recht bzw., sofern eine Wandlungspflicht vorgesehen ist, 

übernehmen sie die Pflicht, ihre Teilschuldverschreibungen gemäß den vom Vorstand 

festgelegten Wandelanleihebedingungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der 



 

 

Gesellschaft zu wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des 

Nennbetrages oder des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer 

Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Inhaber 

lautende Stückaktie der Gesellschaft und kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet 

werden; ferner können eine in bar zu leistende Zuzahlung und die Zusammenlegung oder ein 

Ausgleich für nicht wandlungsfähige Spitzen festgesetzt werden. Die Anleihebedingungen 

können ein variables Wandlungsverhältnis und eine Bestimmung des Wandlungspreises 

(vorbehaltlich des nachfolgend bestimmten Mindestpreises) innerhalb einer vorgegebenen 

Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des künftigen Kurses der Stückaktien der 

Gesellschaft während der Laufzeit der Anleihe vorsehen. 

(c) Ersetzungsbefugnis 

Die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Falle 

der Wandlung oder Optionsausübung nicht neue Stückaktien zu gewähren, sondern einen 

Geldbetrag zu zahlen, der für die Anzahl der andernfalls zu liefernden Aktien dem 

volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der Stückaktien der Gesellschaft im 

elektronischen Handel an der Börse Düsseldorf während einer in den Anleihe- bzw. 

Optionsbedingungen festzulegenden Frist entspricht. Die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen 

können auch vorsehen, dass die Schuldverschreibung, die mit Options- oder 

Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflichten verbunden ist, nach Wahl der 

Gesellschaft statt in neuen Aktien aus bedingtem Kapital in bereits existierende Aktien der 

Gesellschaft oder einer anderen börsennotierten Gesellschaft gewandelt wird, oder das 

Optionsrecht durch Lieferung solcher Aktien erfüllt werden kann. Die Anleihe- bzw. 

Optionsbedingungen können eine Kombination dieser Erfüllungsformen vorsehen. 

Die Anleihebedingungen können auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit 

der Schuldverschreibung, die mit Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder 

Wandlungspflichten verbunden ist (dies umfasst auch eine Fälligkeit wegen Kündigung), den 

Inhabern oder Gläubigern ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages, 

Stückaktien der Gesellschaft oder einer anderen börsennotierten Gesellschaft zu gewähren. 

(d) Options- und/oder Wandlungspflicht  

Die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen können auch eine bedingte oder unbedingte Pflicht zur 

Wandlung oder Optionsausübung zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt 

oder aufgrund eines bestimmten Ereignisses vorsehen. Die Gesellschaft kann in den Anleihe- 

bzw. den Optionsbedingungen berechtigt werden, eine etwaige Differenz zwischen dem 

Nennbetrag oder einem etwaigen niedrigeren Ausgabebetrag der Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibung und dem Produkt aus Options- bzw. Wandlungspreis und 

Umtauschverhältnis ganz oder teilweise in bar auszugleichen. 



 

 

(e) Options- und Wandlungspreis 

Im Falle der Begebung von Schuldverschreibungen, die Options- oder Wandlungsrechte 

gewähren, muss im Fall der Festsetzung eines variablen Wandlungspreises in Abhängigkeit 

von der Entwicklung des künftigen Kurses der Stückaktien der Gesellschaft während der 

Laufzeit der Anleihe der jeweils festzusetzende Options- bzw. Wandlungspreis für eine 

Stückaktie der Gesellschaft – mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Ersetzungsbefugnis (unter 

(c)) oder eine Wandlungspflicht (unter (d)) vorgesehen ist – mindestens 95 % des 

volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurses der Stückaktien der Gesellschaft im 

elektronischen Handel der Börse Düsseldorf für den Zeitraum von mindestens fünf 

aufeinanderfolgenden Handelstagen, der mit demjenigen Handelstag endet, der dem Tag der 

Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte vorangeht, betragen. 

Bei der Festsetzung eines fixen Options- oder Wandlungspreises in den Anleihebedingungen 

muss dieser mindestens 80% des volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurses der 

Stückaktien der Gesellschaft im elektronischen Handel der Börse Düsseldorf betragen, und 

zwar für den Zeitraum von mindestens fünf aufeinanderfolgenden Handelstagen, der mit 

demjenigen Handelstag endet, der dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über 

die Ausgabe der Schuldverschreibung, die mit Options- oder Wandlungsrechten oder 

Wandlungspflichten ausgestattet ist, vorangeht. 

In den Fällen der Ersetzungsbefugnis und der Wandlungspflicht muss der Options- und 

Wandlungspreis nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen mindestens entweder den 

oben genannten Mindestpreis (80%) betragen oder dem volumengewichteten 

durchschnittlichen Schlusskurs der Stückaktien der Gesellschaft im elektronischen Handel der 

Börse Düsseldorf während der letzten mindestens fünf Börsentage vor dem Tag der 

Endfälligkeit oder einem anderen festgelegten Zeitpunkt entsprechen, auch wenn dieser 

Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestpreises (95 %) liegt. § 9 Abs. 1 AktG 

und § 199 AktG bleiben jeweils unberührt. 

(f) Verwässerungsschutz 

Bei mit Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflichten verbundenen 

Schuldverschreibungen kann der Options- bzw. Wandlungspreis unbeschadet des § 9 Abs. 1 

AktG im Falle der Options- oder Wandlungsrechte oder Wandlungspflichten nach nähren 

Bestimmungen der Bedingungen der Schuldverschreibungen wertwahrend angepasst werden, 

wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- bzw. Wandlungsfrist unter Einräumung 

eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere 

Schuldverschreibungen begibt oder garantiert und den Inhabern schon bestehender Options- 

oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt wird, soweit die 

Anpassung nicht schon durch Gesetz geregelt ist oder Bezugsrechte als Kompensation 

eingeräumt werden oder ein entsprechender Betrag in Geld geleistet wird. Die 



 

 

Anleihebedingungen können auch für andere Maßnahmen oder Ereignisse, die zu einer 

Verwässerung des Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte oder -pflichten führen können, 

eine wertwahrende Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises vorsehen. 

(g) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Einzelheiten 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Art der 

Verzinsung, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung sowie Options- bzw. Wandlungszeitraum 

und eine mögliche Variabilität des Umtauschverhältnisses zu bestimmen bzw., soweit 

einschlägig, im Einvernehmen mit den Organen des die Options- oder Wandelanleihe 

ausgebenden Konzernunternehmens festzulegen. 

(h) Bezugsrecht 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu, d.h. die Schuldverschreibungen sind 

grundsätzlich den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. Die 

Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der 

Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten („mittelbares 

Bezugsrecht“). Werden Schuldverschreibungen von einem Konzernunternehmen ausgegeben, 

hat die Gesellschaft die Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre der 

Gesellschaft sicherzustellen. 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf 

Schuldverschreibungen auszuschließen, sofern sie gegen Barzahlung ausgegeben werden 

und der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der 

Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten 

theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Dies gilt 

jedoch nur für Schuldverschreibungen mit einem Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. einer 

Wandlungs- und/oder Bezugspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 

von bis zu 20 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist 

– der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals. Auf diese 

Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals 

anzurechnen, der auf Aktien entfällt oder auf den sich Wandlungs- und/ oder Optionsrechte 

bzw. Wandlungs- und/oder Bezugspflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die seit 

Erteilung dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss aufgrund einer Ermächtigung 

des Vorstands zum Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer bzw. sinngemäßer Anwendung 

von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder die als erworbene eigene Aktien während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an 

alle Aktionäre in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert worden 

sind. 



 

 

Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge, 

die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, auszuschließen. 

Des Weiteren ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten bzw. von 

Wandlungs- und Bezugspflichten, die von der Gesellschaft oder Konzernunternehmen der 

Gesellschaft auf Aktien der Gesellschaft eingeräumt wurden, in dem Umfang ein Bezugsrecht 

auf Schuldverschreibungen, die nach dieser Ermächtigung ausgegeben werden, zu gewähren, 

wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Bezugsrechts beziehungsweise nach 

Erfüllung einer etwaigen Wandlungs- oder Bezugspflicht zustünde (Verwässerungsschutz). 

Schließlich ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit 

Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen, insbesondere zum Erwerb von Forderungen 

oder von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, begeben 

werden und der Ausschluss des Bezugsrechts im überwiegenden Interesse der Gesellschaft 

liegt. 

(i) Wirksamkeit 

Die vorstehende Ermächtigung wird mit Eintragung im Handelsregister des nachstehend unter 

Ziffer 6.3 und 6.4 zu beschließenden Bedingten Kapitals 2025/II wirksam. 

6.3 Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025/II 

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 1.556.523,00 durch Ausgabe von bis zu 1.556.523 neuen, auf 

den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025/II). Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien bei Ausübung von 

Wandel- und/oder Optionsrechten (oder der Erfüllung entsprechender Wandlungs- bzw. 

Optionspflichten) oder dazu, bei Ausübung des Wahlrechts der Gesellschaft ganz oder teilweise 

anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren, an den 

Inhaber oder Gläubiger von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der 

Ermächtigung der Hauptversammlung vom 6. Mai 2025 bis zum 5. Mai 2030 von der Gesellschaft oder 

einem Konzernunternehmen im Sinne von § 18 AktG ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen 

Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils 

zu bestimmenden Wandlungs- oder Optionspreis. 

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Wandlungs- oder Optionsrechten 

Gebrauch gemacht wird oder zur Optionsausübung bzw. Wandlung verpflichtete Inhaber oder 

Gläubiger von Schuldverschreibungen ihre Verpflichtung zur Optionsausübung bzw. Wandlung erfüllen 

oder soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht ausgeübt hat, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrags, Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren und soweit jeweils nicht ein 

Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur 



 

 

Bedienung eingesetzt werden. Die ausgegebenen neuen Aktien nehmen grundsätzlich vom Beginn des 

Geschäftsjahres, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit neue Aktien jedoch aufgrund einer 

Wandlungs- oder Ausübungserklärung ausgegeben werden, die noch vor der 

Jahreshauptversammlung der Gesellschaft, die über die Verwendung des Bilanzgewinns des 

vorangegangenen Geschäftsjahres beschließt, erklärt wurde, so gilt die Dividendenberechtigung dieser 

neuen Aktien auch für das ihrer Ausgabe vorangegangene Geschäftsjahr. Soweit rechtlich zulässig, 

kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend 

von § 60 Abs. 2 AktG festlegen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

6.4 Satzungsänderung 

§ 5 der Satzung wird mit einem neuen Absatz 8 wie folgt ergänzt: 

„8. „Das Grundkapital ist um bis zu EUR 1.556.523,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 1.556.523 

auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025/II). Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options- 

oder Wandlungsrechten oder die zur Wandlung oder Optionsausübung Verpflichteten aus 

ausgegebenen Options- oder Wandelanleihen, die aufgrund der von der Hauptversammlung 

vom 6. Mai 2025 beschlossenen Ermächtigung bis zum 5. Mai 2030 von der Gesellschaft oder 

einem Konzernunternehmen der Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG ausgegeben oder 

garantiert werden, von ihren Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, soweit 

sie zur Wandlung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen, oder soweit die 

Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 

Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit nicht jeweils ein Barausgleich 

gewährt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur 

Bedienung eingesetzt werden.  

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 

Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- oder Optionspreis.  

Die aufgrund der Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts oder der Erfüllung der 

Wandlungspflicht ausgegebenen neuen Aktien nehmen grundsätzlich vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit neue Aktien jedoch aufgrund 

einer Wandlungs- oder Ausübungserklärung ausgegeben werden, die noch vor der 

Jahreshauptversammlung der Gesellschaft, die über die Verwendung des Bilanzgewinns des 

vorangegangenen Geschäftsjahres beschließt, erklärt wurde, so gilt die 

Dividendenberechtigung dieser neuen Aktien auch für das ihrer Ausgabe vorangegangene 



 

 

Geschäftsjahr. Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG festlegen.  

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 

TOP 7 Beschlussfassung über eine Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen an 

Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und Geschäftsführer von 

Konzerngesellschaften der Gesellschaft, sowie an Angestellte der 123fahrschule 

Holding GmbH, über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025/I in Höhe von bis zu 

EUR 440.000,00 zur Bedienung der Aktienoptionen und entsprechende 

Satzungsänderung 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt mittlerweile EUR 5.558.302,00, eingeteilt in eine 

gleichlautende Anzahl an auf den Inhaber lautende Stückaktien. Nach den gesetzlichen Vorschriften 

steht hiervon ein Betrag von höchstens 20 % für Aktienoptionsprogramme und ein oder mehrere damit 

zusammenhängende bedingte Kapitalia zur Verfügung. Unter Berücksichtigung der bestehende 

Aktienoptionsprogramme verbleibt damit gegenwärtig zur Unterlegung eines neuen 

Aktienoptionsprogramms 2025 ein Betrag von EUR 800.925,00 für ein bedingtes Kapital 2025/I. 

Um der Verwaltung auch künftig die Möglichkeit einzuräumen, schnell und flexibel Aktienoptionsrechte 

an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und die Geschäftsführer der unmittelbaren und 

mittelbaren Tochtergesellschaften der Gesellschaft, sowie an Angestellte der 123fahrschule Holding 

GmbH zu begeben, soll die Einführung des Aktienoptionsprogramms 2025 und des entsprechenden 

Bedingten Kapitals 2025/I in Höhe von EUR 440.000 der zwischenzeitlichen Erhöhung des 

Grundkapitals Rechnung tragen. Die Einrichtung des Programms dient einer zielgerichteten 

Incentivierung der Programmteilnehmer und soll gleichzeitig eine Bindungswirkung der Teilnehmer an 

die Gesellschaft erreichen.  

Die Summe aller bestehenden Aktienoptionsprogramme und des hier zur Beschlussfassung 

vorgeschlagenen Aktienoptionsprogramms beträgt 13,5% des bestehenden Grundkapitals und liegt 

damit innerhalb des gesetzlich vorgeschriebenen Höchstbetrags. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

7.1 Aktienoptionsprogramm 2025 

Der Vorstand wird ermächtigt, in der Zeit bis zum 5. Mai 2030 (einschließlich) im Rahmen des 

Aktienoptionsprogramms 2025 bis zu 440.000 Bezugsrechte („Aktienoptionsrechte“) auf bis zu 

440.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren. Soweit 



 

 

Aktienoptionsrechte an Mitglieder des Vorstands gewährt werden sollten, ist der Aufsichtsrat 

entsprechend ermächtigt. 

Die Ermächtigung wird mit Eintragung des Bedingten Kapitals 2025/I gemäß nachstehender Ziffern 7.2 

und 7.3 im Handelsregister wirksam („Eintragungszeitpunkt“). 

Die Ausgabe der Aktienoptionsrechte und der Aktien zur Bedienung der Aktienoptionsrechte nach 

deren Ausübung erfolgt nach Maßgabe der folgenden Eckpunkte: 

(a) Aktienoptionsrecht 

Jedes Aktienoptionsrecht gewährt das Recht, nach näherer Maßgabe der Aktienoptionsbedingungen 

gegen Zahlung des unter Ziffer 7.1 lit. (f) bestimmten maßgeblichen Ausübungspreises eine auf den 

Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft mit einem auf jede Aktie entfallenden anteiligen Betrag 

des Grundkapitals von EUR 1,00 zu erwerben.  

Die Aktienoptionsbedingungen können vorsehen, dass die Gesellschaft den Berechtigten zur 

Bedienung der Aktienoptionsrechte wahlweise statt neuer Aktien aus bedingtem Kapital eigene Aktien 

oder eine Barzahlung gewähren kann. Der Erwerb eigener Aktien zur alternativen Erfüllung der 

Aktienoptionsrechte muss den gesetzlichen Vorgaben entsprechen; eine Ermächtigung zum Erwerb 

eigener Aktien ist durch diesen Beschluss nicht erteilt. Die Barzahlung ergibt sich aus der Differenz 

zwischen dem maßgebenden Ausübungspreis und dem Börsenkurs der Aktie im Relevanten 

Börsenhandel am Tag der Optionsausübung (wie jeweils unten definiert). 

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum Zeitpunkt der 

Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist. 

Die Aktienoptionsrechte haben eine maximale Laufzeit von acht Jahren ab dem Tag ihrer jeweiligen 

Ausgabe („Höchstlaufzeit“) und verfallen hiernach entschädigungslos. 

(b) Kreis der Bezugsberechtigten  

Das Gesamtvolumen der bis zu 440.000 Aktienoptionsrechte verteilt sich auf die grundsätzlich 

berechtigten Personengruppen wie folgt: 

(i) Insgesamt bis zu Stück 240.000 Aktienoptionsrechte (54,55 %) können an Mitglieder des 

Vorstands der Gesellschaft (Gruppe 1) gewährt werden. 



 

 

(ii) Insgesamt bis zu Stück 100.000 Aktienoptionsrechte (rund 22,73 %) können an Mitglieder der 

Geschäftsführung von Konzerngesellschaften (Gruppe 2) gewährt werden. 

(iii) Insgesamt bis zu Stück 100.000 Aktienoptionsrechte (rund 22,73 %) können Angestellten 

der 123fahrschule Holding GmbH (Gruppe 3) gewährt werden. 

(iv) An Arbeitnehmer der Gesellschaft und an Arbeitnehmer von weiteren verbundenen 

Unternehmen (Gruppe 4) dürfen keine Aktienoptionsrechte ausgegeben werden.  

Personen, die unter mehrere der vorgenannten Personengruppen fallen, erhalten Aktienoptionsrechte 

nur aufgrund der Zugehörigkeit zu einer Personengruppe und jeweils nur aus dem Volumen der 

Aktienoptionsrechte, dass für die betreffende Personengruppe vorgesehen ist; Doppelbezüge sind 

unzulässig. Die Bezugsberechtigten müssen zum Zeitpunkt der Gewährung der Bezugsrechte in einem 

Dienstverhältnis als Geschäftsführer einer unmittelbaren oder mittelbaren Tochtergesellschaft der 

Gesellschaft, oder als Angestellter der 123fahrschule Holding GmbH stehen oder Mitglieder des 

Vorstands der Gesellschaft (jeweils ein „Beschäftigungsverhältnis“) sein. 

Die Bestimmung der Auswahlkriterien, des genauen Kreises der Optionsberechtigten sowie des 

Umfangs der ihnen jeweils gewährten Aktienoptionsrechte obliegt dem Vorstand. Soweit Mitgliedern 

des Vorstands der Gesellschaft Aktienoptionsrechte erhalten sollen, obliegt diese Festlegung und die 

Ausgabe der Aktienoptionsrechte ausschließlich dem Aufsichtsrat durch entsprechende 

Beschlussfassung. 

Den Aktionären steht kein gesetzliches Bezugsrecht auf die Aktienoptionsrechte zu. 

(c) Ausgabezeiträume 

Die Aktienoptionsrechte können in einer oder mehreren Tranchen ausgegeben werden. Die Ausgabe 

von Aktienoptionsrechten ist nur innerhalb der nachstehenden jährlichen Ausgabezeiträume zulässig:  

(i) Innerhalb einer Frist von drei Monaten nach dem Eintragungszeitpunkt des Bedingten Kapitals 

2025/I,  

(ii) innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Veröffentlichung eines Jahres- oder 

Halbjahresfinanzberichts oder einer Quartalsmitteilung, und 

(iii) innerhalb einer Frist von vier Wochen nach einer ordentlichen Hauptversammlung. 

Eine Ausgabe ist nicht zulässig, sofern und soweit die Ausgabe von Aktienoptionsrechten aus 

rechtlichen Gründen unzulässig sein sollte. 



 

 

Die Ausgabe erfolgt durch Abschluss eines Begebungsvertrages zwischen der Gesellschaft und dem 

Berechtigten. Die Form des Begebungsvertrags bestimmt der Vorstand. Soweit Mitglieder des 

Vorstands der Gesellschaft Aktienoptionsrechte erhalten sollen, obliegt diese Festlegung 

ausschließlich dem Aufsichtsrat. 

(d) Wartezeit, Ausübungssperrfristen, Laufzeit des Aktienoptionsrechts, depotmäßige Buchung 

Die Aktienoptionsrechte können frühestens vier Jahre nach dem Tag ihrer Ausgabe ausgeübt werden 

(„Wartezeit“). Nach Ablauf der Wartezeit können die Aktienoptionsrechte, soweit hierfür die Erfolgsziele 

gemäß unten stehendem lit. e erreicht sind, außerhalb der Ausübungssperrfristen jederzeit ausgeübt 

werden.  

Ausübungssperrfristen sind jeweils die folgenden Zeiträume:  

(i) Der Zeitraum ab Ablauf der Frist zur Anmeldung zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft 

bis zum Ablauf des Tages der Hauptversammlung, 

(ii) der Zeitraum von dem Tag, an dem die Gesellschaft ein Angebot an ihre Aktionäre zum Bezug 

von neuen Aktien veröffentlicht bis zum Ende der Angebotsfrist, 

(iii) während eines Zeitraums von 30 Kalendertagen vor Veröffentlichung eines Jahres- oder 

Halbjahresfinanzberichts nach zeitlicher Maßgabe des Unternehmenskalenders, und  

(iv) der Zeitraum vom 15. Dezember eines Jahres bis zum Ablauf des 15. Januar des Folgejahres.  

Die vorstehend genannten Ausübungssperrfristen verstehen sich jeweils einschließlich der 

bezeichneten Anfangs- und Endzeitpunkte. Im Übrigen sind die Einschränkungen zu beachten, die sich 

aus den allgemeinen Rechtsvorschriften, insbesondere dem Insiderhandelsverbot nach der 

europäischen Marktmissbrauchsverordnung ergeben. Der Vorstand kann in begründeten 

Ausnahmefällen weitere Ausübungssperrfristen festlegen, deren Beginn den Berechtigten jeweils 

rechtzeitig vorher mitgeteilt wird. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft Aktienoptionsrechte 

erhalten haben, obliegt diese Festlegung ausschließlich dem Aufsichtsrat. 

Die Ausübung der Aktienoptionsrechte ist – unter Beachtung der Wartezeit, der Ausübungssperrfristen 

und der Erfolgsziele – innerhalb der Höchstlaufzeit möglich, soweit die Aktienoptionsrechte nicht bereits 

vorher verfallen sind.  

Die Aktienoptionsrechte können nur ausgeübt werden, wenn in der entsprechenden Bezugserklärung 

ein Wertpapierdepot benannt wird, auf das die bezogenen Aktien der Gesellschaft zulässigerweise und 

ordnungsgemäß geliefert und gebucht werden können. 



 

 

(e) Erfolgsziel 

Die Aktienoptionsrechte können nur ausgeübt werden, wenn das nachfolgende Erfolgsziel 

(„Erfolgsziel“) erreicht wurde:  

Der Relevante Börsenkurs übersteigt den Ausgabekurs (wie unten definiert), um 100% oder 

mehr.   

"Relevanter Börsenkurs" bedeutet der gewichtete durchschnittliche Kurs einer Aktie der Gesellschaft 

im Relevanten Börsenhandel während eines Zeitraums von drei Monaten unmittelbar vor Beginn des 

Ausübungszeitraums, in dem die betreffenden Optionen ausgeübt werden.  

„Relevanter Börsenhandel“ ist dabei der Handel (Freiverkehr oder regulierter Markt) derjenigen 

deutschen Wertpapierbörse mit den höchsten Handelsumsätzen in den Aktien der Gesellschaft in der 

relevanten Referenzperiode. 

(f) Ausübungspreis und Ausgabekurs 

Der bei Erwerb einer Aktie der Gesellschaft infolge der Ausübung eines Aktienoptionsrechts zahlende 

Preis („Ausübungspreis“) entspricht 100 % des Ausgabekurses, sofern sich nicht nach Maßgabe von 

lit. (g) Änderungen ergeben. 

Der Ausgabekurs entspricht dabei dem durchschnittlichen Schlusskurs (arithmetisches Mittel) der 

Aktien der Gesellschaft im Relevanten Börsenhandel an den letzten fünf Handelstagen vor dem Tag 

der Ausgabe des jeweiligen Aktienoptionsrechts („Ausgabekurs“). 

(g) Verwässerungsschutz 

Führt die Gesellschaft innerhalb der Laufzeit der Aktienoptionsrechte Kapital- und Strukturmaßnahmen 

durch, ist der Vorstand ermächtigt, die Berechtigten wirtschaftlich gleichzustellen; soweit Mitglieder des 

Vorstands der Gesellschaft Aktienoptionsrechte erhalten haben, obliegt diese Festlegung 

ausschließlich dem Aufsichtsrat. Dies gilt insbesondere, sofern die Gesellschaft unter Einräumung 

eines unmittelbaren oder mittelbaren Bezugsrechts an die Aktionäre das Grundkapital durch Ausgabe 

neuer Aktien gegen Bareinlagen erhöht oder Teilschuldverschreibungen mit Options- oder 

Wandelrechten begibt. Die Gleichstellung kann durch die Herabsetzung des Ausübungspreises oder 

durch die Anpassung des Bezugsverhältnisses oder durch eine Kombination von beidem erfolgen. Ein 

Anspruch der Berechtigten auf wirtschaftliche Gleichstellung oder einen sonstigen 

Verwässerungsschutz besteht jedoch nicht. Im Falle der Ausgabe von Aktien, 

Wandelschuldverschreibungen oder Optionsrechten im Rahmen von aktienbasierten 



 

 

Vergütungsprogrammen einschließlich Aktienoptionsprogrammen wird kein Ausgleich oder ein 

sonstiger Verwässerungsschutz gewährt. 

Im Falle einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln durch Ausgabe neuer Aktien erhöht sich die 

Anzahl der Aktien, die je Aktienoptionsrecht bezogen werden können, im gleichen Verhältnis wie das 

Grundkapital. Der Ausübungspreis mindert sich entsprechend dem Verhältnis der Kapitalerhöhung. § 9 

Abs. 1 AktG bleibt unberührt. Erfolgt die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ohne Ausgabe neuer 

Aktien (§ 207 Abs. 2 Satz 2 AktG), bleiben das Bezugsverhältnis und der Ausübungspreis unverändert. 

Im Falle einer Kapitalherabsetzung im Wege der Zusammenlegung oder Einziehung von Aktien 

vermindert sich die Anzahl von Aktien, die je Aktienoptionsrecht bezogen werden können, in dem 

Verhältnis, das dem Verhältnis des Herabsetzungsbetrages des Grundkapitals zum Grundkapital der 

Gesellschaft vor der Kapitalherabsetzung entspricht. Der Ausübungspreis je Aktie wird bei einer 

nominellen Kapitalherabsetzung im Wege der Zusammenlegung von Aktien entsprechend dem 

Verhältnis der Kapitalherabsetzung erhöht. Wird das Kapital gegen Rückzahlung von Einlagen 

herabgesetzt oder erworbene eigene Aktien eingezogen, findet keine Anpassung des 

Ausübungspreises und des Bezugsverhältnisses statt. 

Im Falle eines Aktiensplits ohne Änderung des Grundkapitals erhöht sich die Anzahl der Aktien, die je 

Aktienoptionsrecht bezogen werden können, in dem Verhältnis, in dem eine alte Aktie gegen neue 

Aktien eingetauscht wird. Der Ausübungspreis mindert sich entsprechend dem Verhältnis, in dem alte 

Aktien gegen neue Aktien eingetauscht werden. Entsprechend verringert sich die Anzahl der Aktien, 

die je Aktienoptionsrecht bezogen werden können im Falle der Zusammenlegung von Aktien. Der 

Ausübungspreis wird in dem Verhältnis erhöht, in dem alte Aktien gegen neue Aktien eingetauscht 

werden. 

Bruchteile von Aktien werden nicht geliefert und nicht ausgeglichen. Bei Erklärung der Ausübung 

mehrerer Aktienoptionsrechte durch einen Berechtigten werden jedoch Bruchteile von Aktien 

zusammengelegt. 

(h) Nichtübertragbarkeit und Verfall 

Die Aktienoptionsrechte werden als nicht übertragbare Bezugsrechte gewährt. Die Aktienoptionsrechte 

sind mit Ausnahme des Erbfalls weder übertragbar noch veräußerbar, verpfändbar oder anderweitig 

belastbar.  

Die Aktienoptionsbedingungen können Sonderregelungen für den Verfall und/oder Nicht-Verfall der 

Aktienoptionsrechte vorsehen. Dies gilt insbesondere für die Fälle, in denen das 

Beschäftigungsverhältnis durch Todesfall, verminderter Erwerbsfähigkeit, Pensionierung, Kündigung 



 

 

oder anderweitig endet (sog. Leaver-Regelungen) oder für den Fall, dass der Optionsinhaber nach 

Kündigung seines alten Beschäftigungsverhältnisses ein neues Beschäftigungsverhältnis eingeht. 

In jedem Fall verfallen sämtliche nicht ausgeübten Aktienoptionsrechte entschädigungslos spätestens 

nach Ablauf der Höchstlaufzeit. 

(i) Regelung der Einzelheiten 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Bedingungen des Aktienoptionsprogramms 2025 

festzulegen; soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft Aktienoptionsrechte erhalten sollen, 

obliegt diese Festlegung ausschließlich dem Aufsichtsrat. Zu den wichtigsten Einzelheiten gehören 

insbesondere der Umfang der zu gewährenden Aktienoptionsrechte, weitere Einzelheiten über die 

Anpassung des Ausübungspreises und/oder des Bezugsverhältnisses bei Kapital- und 

Strukturmaßnahmen zum Zwecke des Verwässerungsschutzes, besondere Regelungen zur 

Optionsausgabe an und Ausübung der Aktienoptionsrechte durch im Ausland ansässige 

Bezugsberechtigte unter Berücksichtigung der dort geltenden kapitalmarktrechtlichen Bestimmungen, 

den konkreten Ausgabetag innerhalb der vorgesehenen Zeiträume, das Verfahren für die Zuteilung an 

die einzelnen berechtigten Personen, das Verfahren zur Ausübung der Aktienoptionsrechte sowie 

weitere Verfahrensregelungen, insbesondere die technische Abwicklung der Ausgabe der 

entsprechenden Aktien der Gesellschaft bzw. Leistung der Barzahlung nach Optionsausübung, sowie 

Regelungen zum Verfall bzw. Nicht-Verfall der Aktienoptionsrechte. 

7.2  Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025/I 

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 440.000,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 440.000 auf den 

Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025/I). Die bedingte Kapitalerhöhung 

dient ausschließlich der Gewährung von Rechten an die Inhaber von Aktienoptionsrechten aus dem 

Aktienoptionsprogramm 2025, zu deren Ausgabe der Vorstand bzw. bei einer Optionsausgabe an 

Mitglieder des Vorstands, der Aufsichtsrat in der Zeit bis zum 5. Mai 2030 (einschließlich) mit Beschluss 

der Hauptversammlung vom 6. Mai 2025 gemäß vorstehender Ziffer 7.1 ermächtigt wurde. Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Aktienoptionsrechten, die aufgrund 

der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 6. Mai 2025 gewährt wurden, diese Aktienoptionsrechte 

ausüben und die Gesellschaft die Aktienoptionsrechte nicht durch Lieferung eigener Aktien oder durch 

Barzahlung erfüllt.  

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum Zeitpunkt der 

Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist.  



 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzulegen, es sei denn, es sollen Aktienoptionsrechte und Aktien an Mitglieder des 

Vorstands der Gesellschaft ausgegeben werden; in diesem Fall legt der Aufsichtsrat die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung fest. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, 

die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 

2025/I zu ändern. 

7.3 Satzungsänderung 

§ 5 der Satzung wird mit einem neuen Absatz 9 wie folgt ergänzt: 

„9. Das Grundkapital ist um bis zu EUR 440.000,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 440.000 auf 

den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025/I). Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Gewährung von Rechten an die Inhaber von 

Aktienoptionsrechten aus dem Aktienoptionsprogramm 2025, zu deren Ausgabe der Vorstand 

bzw. bei einer Optionsausgabe an Mitglieder des Vorstands, der Aufsichtsrat in der Zeit bis 

zum 5. Mai 2030 (einschließlich) mit Beschluss der Hauptversammlung vom 6. Mai 2025 

ermächtigt wurde. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die 

Inhaber von Aktienoptionsrechten, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 

6. Mai 2025 gewährt wurden, diese Aktienoptionsrechte ausüben und die Gesellschaft die 

Aktienoptionsrechte nicht durch Lieferung eigener Aktien oder durch Barzahlung erfüllt.  

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum 

Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 

Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist.  

Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzulegen, es sei denn, es sollen Aktienoptionsrechte und Aktien an 

Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft ausgegeben werden; in diesem Fall legt der 

Aufsichtsrat die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung fest. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der 

Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2025/I zu ändern.“ 

TOP 8 Wahlen zum Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 95, 96 Absatz 1 AktG und § 9 der Satzung der Gesellschaft 

zusammen und besteht derzeit aus fünf Mitgliedern. Die Gesellschaft unterliegt nicht der 

Mitbestimmung. Somit setzt sich der Aufsichtsrat ausschließlich aus Aktionärsvertretern zusammen. 

Die Hauptversammlung ist bei der Wahl nicht an Wahlvorschläge gebunden.  



 

 

Soweit die Hauptversammlung nichts anderes beschließt, erfolgt die Wahl der Mitglieder des 

Aufsichtsrats gemäß § 9 Absatz 2 der Satzung der Gesellschaft für die Zeit bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder für das vierte Geschäftsjahr 

nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, längstens jedoch für sechs Jahre. Das Geschäftsjahr, in 

dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. 

In der außerordentlichen Hauptversammlung vom 26. Oktober 2020 wurden unter Tagesordnungspunkt 

1 und 2 Herr Petter und Herr Dr. Brinkhaus zu Mitgliedern des Verwaltungs- bzw. Aufsichtsrats gewählt. 

Herr von der Ropp wurde als Ersatzmitglied für Herrn Rizzoli in der vorgenannten Hauptversammlung 

gewählt und ist seit dem Jahr 2024 anstelle von Herrn Rizzoli Mitglied des Aufsichtsrats. 

Die genannten aktuellen Mitglieder des Aufsichtsrats sollen für eine weitere Amtsperiode gewählt 

werden. Der Aufsichtsrat schlägt vor, 

8.1 Herrn Stefan Petter, Geschäftsführer der Media Ventures GmbH, wohnhaft in Köln,  

8.2 Herrn Dr. Bert Brinkhaus, Geschäftsführer der EnjoyVenture Management GmbH, wohnhaft 

in Köln, 

8.3 Herrn Malte Freiherr von der Ropp, Geschäftsführer der venturecapital.de VC GmbH & Co. 

KGaA, wohnhaft in Köln, 

in den Aufsichtsrat der Gesellschaft zu wählen, und zwar mit Wirkung ab Beendigung dieser 

Hauptversammlung bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über ihre Entlastung für das am 

31. Dezember 2027 endende Geschäftsjahr beschließt. Die Wahl wird als Einzelwahl durchgeführt. 

Weiterhin sollen für den Fall der Wahl der vorstehend unter Ziffer 8.1 und 8.3 genannten Herrn Petter 

und Herrn von der Ropp zum Mitglied des Aufsichtsrats für diese Personen Ersatzmitglieder gewählt 

werden. Der Aufsichtsrat schlägt vor, 

8.4  Herrn Andreas Günther, Kaufmann, wohnhaft in Hünfelden, als Ersatzmitglied für Herrn 

Stefan Petter für die Dauer seiner Amtszeit, und 

8.5  Herrn Daniel Wild, Kaufmann, wohnhaft in München, als Ersatzmitglied für Herrn Malte 

Freiherr von der Ropp für die Dauer seiner Amtszeit 

zu wählen. Das jeweilige Ersatzmitglied tritt bei Ausscheiden des gewählten Aufsichtsratsmitglieds an 

dessen Stelle. 

Aktuelle Lebensläufe der Kandidaten für die Ersatzmitglieder sind über die Internetseite der 

Gesellschaft unter der Adresse  

https://www.123fahrschule.de/investor-relations 



 

 

zugänglich. 

2 WEITERE UNTERLAGEN ZUR HAUPTVERSAMMLUNG:  

Diese Einladung zur Hauptversammlung sowie weitere Informationen im Zusammenhang mit der 

Hauptversammlung sind ab der Einberufung der Hauptversammlung und auch während der 

Hauptversammlung über die Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.123fahrschule.de/investor-relations 

zugänglich. 

Etwaige bei der Gesellschaft eingehende und veröffentlichungspflichtige Gegenanträge, 

Wahlvorschläge und Ergänzungsverlangen von Aktionären werden ebenfalls über die oben genannte 

Internetseite zugänglich gemacht werden. 

Die schriftlichen Berichte des Vorstands zu den Punkten 5, 6 und 7 der Tagesordnung über die 

jeweiligen Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre sind im Internet unter 

https://www.123fahrschule.de/investor-relations 

zugänglich. 

3 WEITERE ANGABEN ZUR EINBERUFUNG UND DURCHFÜHRUNG DER 

HAUPTVERSAMMLUNG 

Nicht-börsennotierte Gesellschaften im Sinne des § 121 Abs. 3 AktG i.V.m. § 3 Abs. 2 AktG sind in der 

Einberufung der Hauptversammlung lediglich zur Angabe von Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit und 

Ort der Hauptversammlung und der Tagesordnung sowie der untenstehenden Adressen verpflichtet. 

Nachfolgende Hinweise erfolgen freiwillig, um unseren Aktionärinnen und Aktionären die Teilnahme an 

der Hauptversammlung und die Ausübung ihrer Aktionärsrechte, insbesondere des Stimmrechts, zu 

erleichtern: 

3.1 Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung  

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der 123fahrschule SE 

EUR 5.558.302,00 und ist eingeteilt in 5.558.302 nennwertlose Stückaktien mit einem rechnerischen 

Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je Stückaktie. Jede Stückaktie gewährt in der ordentlichen 

Hauptversammlung eine Stimme. Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung sind daher 

insgesamt 5.558.302 Stückaktien stimmberechtigt.  

 



 

 

3.2 Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts 

Aktionäre sind zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung der Aktionärsrechte – 

einschließlich des Stimmrechts und des Fragerechts – nur berechtigt, wenn sie sich spätestens  

am 29. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich), 

unter der nachstehenden Adresse oder E-Mail-Adresse 

123fahrschule SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

angemeldet und den besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär erbracht 

haben, dass sie zum Ablauf des 

14. April 2025 (d.h. 24:00 Uhr (MESZ)) (sog. „Nachweisstichtag“), 

Aktionär der Gesellschaft waren.  

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der Gesellschaft unter der vorgenannten Adresse spätestens  

am 29. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich), 

zugehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen der Textform (§ 126b BGB) 

und müssen in deutscher oder englischer Sprache erfolgen. Für den Nachweis des Anteilsbesitzes 

reicht nach § 19 Abs. 1 der Satzung ein Nachweis gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. 

3.3 Verfahren für die Stimmabgabe/Stimmrechtsvertretung (Angabe nach § 125 Abs. 1 Satz 

4 AktG) 

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung persönlich oder auch durch einen 

Bevollmächtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person 

seiner Wahl ausüben lassen. Auch im Fall einer Bevollmächtigung ist ein fristgerechter Zugang der 

Anmeldung unter Vorlage eines Berechtigungsnachweises nach den vorstehenden Bestimmungen 

erforderlich. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder 

mehrere von diesen zurückweisen. Davon unberührt bleibt die Möglichkeit, für Aktien der Gesellschaft, 

die ein Aktionär in unterschiedlichen Wertpapierdepots hält, jeweils einen eigenen Vertreter für die 

Hauptversammlung zu bestellen. 



 

 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 

Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). § 135 AktG bleibt unberührt. Bei Bevollmächtigung 

von Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen oder diesen nach § 135 AktG gleichgestellten Instituten, 

Unternehmen und Personen gelten die Bestimmungen des § 135 AktG und sind in der Regel 

Besonderheiten zu beachten, die bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen sind. 

3.4 Stimmrechtsausübung durch Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter 

Zur Stimmrechtsausübung bietet die Gesellschaft den Aktionären oder ihren Bevollmächtigten an, von 

der Gesellschaft benannte, weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen.  

Auch im Fall der Bevollmächtigung von Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft sind eine fristgerechte 

Anmeldung und ein ordnungsgemäßer Nachweis des Anteilsbesitzes (siehe Abschnitt 3.2) erforderlich. 

Die Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht im Falle ihrer Bevollmächtigung jeweils einzeln und nur 

weisungsgebunden aus. Den Stimmrechtsvertretern müssen eine Vollmacht und Weisungen für die 

Ausübung des Stimmrechts zu jedem zur Abstimmung stehenden Beschlussgegenstand erteilt werden. 

Wenn zu einzelnen Tagesordnungspunkten keine eindeutige Weisung erteilt wird, muss sich der 

Stimmrechtsvertreter bei diesen Punkten der Stimme enthalten. Die Ausübung bestimmter 

Teilnahmerechte (wie beispielsweise das Stellen von Fragen oder Anträgen, die Abgabe von 

Erklärungen sowie die Erklärung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse) durch die 

Stimmrechtsvertreter ist nicht möglich. 

Die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter und die Erteilung von Weisungen an die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können schriftlich, in Textform oder per E-Mail bis  

5. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich),  

bei der Gesellschaft über folgende Kontaktdaten 

123fahrschule SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

erteilt werden. Das Formular zur Stimmrechtsausübung, von dem bei der Vollmachts- und 

Weisungserteilung an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft Gebrauch gemacht werden kann, 

erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte. Ein entsprechendes Formular steht auch auf 

der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.123fahrschule.de/investor-relations 



 

 

zum Download bereit.  

Für Änderung oder Widerruf einer erteilten Vollmacht (mit Weisungen) an die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft gelten die Regelungen in Abschnitt 3.3.  

3.5 Verfahren für die Bevollmächtigung Dritter 

Aktionäre können ihre Rechte – insbesondere ihr Stimmrecht – nach entsprechender 

Vollmachtserteilung auch durch einen Bevollmächtigten, beispielsweise einen Intermediär, einen 

Stimmrechtsberater, eine Aktionärsvereinigung oder einen sonstigen Dritten, ausüben lassen. Auch im 

Fall der Vertretung des Aktionärs durch einen Bevollmächtigten sind die fristgerechte Anmeldung des 

Aktionärs und der Nachweis des Anteilsbesitzes wie vorstehend beschrieben (siehe Abschnitt 3.2) 

erforderlich. 

Vollmachten können durch Erklärung gegenüber dem Bevollmächtigten oder gegenüber der 

Gesellschaft erteilt werden und bedürfen, sofern keine Vollmacht nach § 135 AktG erteilt wird, der 

Textform (§ 126b BGB). Gleiches gilt für den Widerruf der Vollmacht und den Nachweis einer 

gegenüber einem Bevollmächtigten erklärten Vollmacht gegenüber der Gesellschaft. 

Werden Vollmachten zur Stimmrechtsausübung nach § 135 AktG (Vollmachtserteilung an Intermediäre, 

Stimmrechtsberater, Aktionärsvereinigungen oder geschäftsmäßig Handelnde) erteilt, so ist die 

Vollmachtserklärung vom Bevollmächtigten nachprüfbar festzuhalten. Sie muss zudem vollständig sein 

und darf nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Wir bitten daher 

Aktionäre, die eine Vollmacht nach § 135 AktG erteilen wollen, sich mit dem zu Bevollmächtigenden 

über die Form der Vollmacht abzustimmen. 

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen möchten, werden gebeten, zur Erteilung der Vollmacht 

das Formular zu verwenden, welches die Gesellschaft hierfür bereithält. Dieses Formular zur 

Bevollmächtigung eines Dritten erhalten Sie zusammen mit der Eintrittskarte. Ein entsprechendes 

Formular ist auch im Internet unter 

https://www.123fahrschule.de/investor-relations 

abrufbar. Die Vollmacht kann gegenüber der Gesellschaft schriftlich, in Textform oder per E-Mail 

spätestens bis  

5. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich),  

bei der Gesellschaft über folgende Kontaktdaten 

123fahrschule SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 



 

 

80637 München 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

erteilt werden. Entsprechendes gilt für den Nachweis einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten 

Vollmacht. Der Nachweis der Bevollmächtigung kann auch am Tag der Hauptversammlung durch den 

Bevollmächtigten am Versammlungsort erbracht werden. 

3.6 Adresse für Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträge und Wahlvorschläge 

Tagesordnungsergänzungsverlangen können unter den gesetzlichen Voraussetzungen nach 

§ 122 Absatz 2 AktG innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist an folgende Adresse gesendet 

werden: 

123fahrschule SE 

- Vorstand – 

Klopstockstr. 1 

50968 Köln 

Gegenanträge und Wahlvorschläge können unter den gesetzlichen Voraussetzungen nach §§ 126 Abs. 

1 und 127 AktG innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist an folgende Adresse gerichtet werden: 

123fahrschule SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.de 

Für die Wahrung der Fristen ist der Eingang maßgeblich. 

3.7 Datenschutzrechtliche Betroffeneninformation für Aktionäre und Aktionärsvertreter 

Die Gesellschaft verarbeitet als verantwortliche Stelle im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-

Grundverordnung („DSGVO“) personenbezogene Daten (Name und Vorname, Anschrift, E-Mail-

Adresse, ggf. Telefax-Nummer, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und Nummer der 

Stimmrechtskarte; gegebenenfalls Name und Vorname des vom jeweiligen Aktionär bevollmächtigten 

Aktionärsvertreters) auf Grundlage der in Deutschland geltenden Datenschutzbestimmungen, um den 

Aktionären und Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu 

ermöglichen. Die 123fahrschule SE wird vertreten durch ihren Alleinvorstand Boris Polenske.  

Aktionäre und Aktionärsvertreter erreichen die Gesellschaft unter folgenden Kontaktmöglichkeiten: 

123fahrschule SE 



 

 

Klopstockstr. 1  

50968 Köln 

Telefon: +49 221 177357-0 

E-Mail: ir@123fahrschule.de 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt ausschließlich für die Abwicklung der 

Teilnahme an der Hauptversammlung und auch insoweit nur in dem zur Erreichung dieses Zwecks 

zwingend erforderlichen Maße. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DSGVO. 

Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären im Rahmen der Anmeldung zur 

Hauptversammlung angegeben wurden, übermittelt der Letztintermediär personenbezogene Daten der 

Aktionäre an die Gesellschaft. Rechtsgrundlage für diese Übermittlung ist Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DSGVO, 

da wir die personenbezogenen Daten der Aktionäre benötigen, um diesen die Ausübung ihrer 

gesetzlichen Rechte zu ermöglichen. Die Dienstleister der Gesellschaft, welche zum Zwecke der 

Ausrichtung der Hauptversammlung beauftragt werden, erhalten von der Gesellschaft nur solche 

personenbezogenen Daten, welche für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich 

sind, und verarbeiten die Daten ausschließlich nach Weisung der Gesellschaft. Hinsichtlich der 

Übermittlung personenbezogener Daten an Dritte im Rahmen einer Bekanntmachung von 

Aktionärsverlangen auf Ergänzung der Tagesordnung sowie von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 

von Aktionären wird auf die Erläuterungen in Abschnitt III.9 verwiesen. Die Rechtsgrundlage für die in 

diesem Zusammenhang stattfindende Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DSGVO. Die Gesellschaft 

speichert diese personenbezogenen Daten für einen Zeitraum von zehn Jahren beginnend mit dem 

Ende des Jahres, in dem die Hauptversammlung stattfand. In Bezug auf die Verarbeitung 

personenbezogener Daten können die Aktionäre und Aktionärsvertreter von der Gesellschaft Auskunft 

über ihre personenbezogenen Daten gemäß Art. 15 DSGVO, Berichtigung ihrer personenbezogenen 

Daten gemäß Art. 16 DSGVO, Löschung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 17 DSGVO, 

Einschränkung der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 18 DSGVO und 

Übertragung bestimmter personenbezogener Daten auf sie oder einen von ihnen benannten Dritten 

(Recht auf Datenübertragbarkeit) gemäß Art. 20 DSGVO verlangen. Diese Rechte können die 

Aktionäre und Aktionärsvertreter gegenüber der Gesellschaft unentgeltlich über eine der folgenden 

Kontaktmöglichkeiten geltend machen: 

123fahrschule SE 

Klopstockstr. 1  

50968 Köln 

Telefon: +49 221 177357-0 

E-Mail: ir@123fahrschule.de 

Zudem steht den Aktionären und Aktionärsvertretern gemäß Art. 77 DSGVO ein Beschwerderecht bei 

der Datenschutzaufsichtsbehörde entweder des (Bundes-) Landes, in dem sie ihren Wohnsitz oder 



 

 

ständigen Aufenthaltsort haben, oder des Bundeslandes Hessen, in dem die Gesellschaft ihren Sitz 

hat, zu. 

Sie erreichen unseren Datenschutzbeauftragten unter: 

Herr Dipl. Kfm. Christian Müller 

Wilhelmshöher Allee 191 

34121 Kassel 

Telefon: +49 561 98 62 630 

E-Mail: datenschutz@123fahrschule.de 

 

 

Köln, im März 2025 

123fahrschule SE 

Der Vorstand 

 

 

 

 


